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Das Abkommen zwischen der EU und Grossbri-
tannien kam noch in letzter Sekunde zustande. 
Aber die Brexit-Turbulenzen sind noch lange 
nicht überstanden. Gerade jüngst führte ein auf-
sehenerregender Fall dies wieder vor Augen: 
Niederländische Grenzbeamte beschlagnahm-
ten beim Grenzübertritt die Schinken-Käse-
Sandwiches von britischen Lkw-Fahrern. Der 
Grund: Seitdem das Vereinigte Königreich als 
Drittstaat gilt, dürfen keine Produkte tierischen 
Ursprungs mehr in die EU eingeführt werden. 
Und dies betrifft auch Liechtenstein. Die 
Schweiz – und damit auch das Fürstentum – tei-
len sich den Veterinärraum mit der EU. Somit 
gelten die gleichen Bestimmungen für die Ein-
fuhr von Produkten tierischer Herkunft für 
Liechtenstein wie für die EU. Sprich: Britische 
Schinken-Käse-Sandwiches dürfen auch nicht 
mehr nach Liechtenstein eingeführt werden. Ein 
Beispiel von vielen, wie der Austritt Grossbritan-
niens aus der EU auch Folgen für Liechtenstein 
zeitigt und die Aussenpolitik des Kleinstaates 
noch längere Zeit beschäftigen wird.  

«Wir hoffen, die Verhandlungen so rasch 
wie möglich abschliessen zu können» 
Zwar ist das Handels- und Kooperationsab-
kommen am 24. Dezember – eine Woche vor 
Ablauf der Übergangfrist – unter Dach und 
Fach gebracht worden. Allerdings gilt dieses 
Abkommen nur zwischen dem Vereinigten Kö-
nigreich und der Union. Liechtenstein ist daran 
nicht beteiligt. Das Land verhandelt 
stattdessen gemeinsam mit den zwei 
EWR/EFTA-Staaten Norwegen und Island 
über ein eigenes Freihandelsabkommen. Wann 
ist aber in dieser Hinsicht ein Verhandlungsab-
schluss zu erwarten? Aussenministerin Katrin 
Eggenberger erklärt, dass unter anderem die 
Covid-19-Pandemie zu Verzögerungen in den 
Verhandlungen führte, da keine physischen 
Treffen zwischen den Verhandlungsparteien 
möglich waren. Weiter habe sich der enge Zu-
sammenhang zwischen den Verhandlungen 
von Grossbritannien mit der EU und den Ver-
handlungen zwischen EWR/EFTA-Staaten 
und dem Inselstaat verzögernd ausgewirkt – 
auch wenn hier von beiden Seiten nie ein for-
meller Konnex gemacht wurde. «Wir hoffen 
die Verhandlungen nun, da das Handelsabkom-
men zwischen der EU und UK steht, so rasch 
wie möglich abschliessen zu können», so die 
Aussenministerin. Es sei aber schwierig bei 
Verhandlungen einen konkreten Zeithorizont zu nennen. Ob das EFTA/EWR-Freihandelsab-

kommen dasselbe oder ein vergleichbares Ni-
veau wie dasjenige der EU erreicht, wird sich 
gemäss Eggenberger in den nächsten Wochen 
zeigen. Zumindest sei es das erklärte Ziel Liech-
tensteins, Islands und Norwegens, ein Abkom-
men auszuhandeln, das vergleichbar mit dem 
EU-UK-Partnerschaftsabkommen ist. Und die 
Aussichten dafür stehen nach Einschätzung der 
Aussenministerin nicht schlecht: «Der bishe -
rige Verhandlungsverlauf stimmt mich eher op-
timistisch, dass wir das Ziel erreichen werden. 
Grossbritannien ist sich der engen Verflechtung 
zwischen den EWR/EFTA-Staaten und der EU 
durchaus bewusst.» Dass die EU und Grossbri-
tannien sich bereits einig wurden, sieht Katrin 
Eggenberger als Vorteil für die Verhandlungen. 
Denn nun ist der Inhalt des EU-UK-Abkom -
mens bekannt und man könne somit sicherstel-
len, ein vergleichbares Abkommen mit Gross-
britannien abzuschliessen. 

Technische Vorgaben und Zollformalitäten 
verkomplizieren Warenverkehr 
Allerdings beteiligt sich das Fürstentum bei den 
Verhandlungen über die Kapitel betreffend Wa-
renverkehr nicht. Grund: Liechtenstein ist über 
ein Zusatzabkommen an das Handelsabkom-
men zwischen der Schweiz und dem 
Vereinigten Königreich angeschlossen. Das 
Handelsabkommen sieht im Wesentlichen ei-
nen zollfreien Warenverkehr vor. Bleibt also in 
diesem Bereich alles wie unter dem EWR? 

Nicht ganz. Eggenberger erläutert, dass sich mit 
Blick auf technische Vorschriften der Verkehr 
mit dem Vereinigten Königreich fortan für 
Liechtenstein komplexer gestalten werde. Das-
selbe gelte für die Zollformalitäten. 

Einwanderung nach  
Qualifikationspunktesystem 
In puncto Migration hat der Ausstieg Grossbri-
tanniens aus dem EWR auch das Ende des freien 
Personenverkehrs zur Folge. Für Touristen än-
dert sich damit zwar praktisch nichts. Aber was 
bedeutet das für Liechtensteiner, die in UK ar-
beiten wollen? Liechtensteins Aussenministerin 
erläutert, dass in Grossbritannien insbesondere 
zur Aufnahme einer Erwerbstätigkeit fortan ein 
punktebasiertes Einwanderungssystem gelte.  
Das neue Einwanderungssystem unterscheidet 
nicht mehr nach der Nationalität der betreffen-
den Person, sondern nach deren Qualifikation. 
Aber die grenzüberschreitende Dienstleistungs-
erbringung in Grossbritannien im Rahmen eines 
Kurzaufenthalts werde im geplanten EWR/ 
EFTA-Freihandelsabkommen mit Grossbritan-
nien geregelt. Somit sollte der Abschluss des Ab-
kommens Liechtensteinern Vorteile für solche 
Kurzaufenthalte bringen.  

Und was ist mit Liechtensteinern, die bereits 
in Grossbritannien leben? Diesbezüglich ge-
währleistet das bereits im Januar 2020 abge-
schlossene Austrittsabkommen zwischen Gross-
britannien und Liechtenstein, Norwegen und Is-
land, dass EWR/EFTA-Staatsangehörige, die 

bereits in Grossbritannien leben, weitgehend 
die gleichen Rechte haben wie bisher. Dasselbe 
gilt umgekehrt für britische Staatsangehörige, 
die in Norwegen, Island oder Liechtenstein 
 leben.  

Liechtensteiner Banken spüren  
Folgen des Brexits kaum 
Einschneidend für den Finanzplatz wird sich der 
Wegfall des EU-Passes auswirken, schätzt Katrin 
Eggenberger ein. Mit dem EU-Pass können Fi-
nanzunternehmen im gesamten EWR-Raum tä-
tig sein. Mit dem Brexit ist Grossbritannien auch 
nicht mehr Teil des EU-Passes. Allerdings kön-
nen liechtensteinische Finanzdienstleister ihre 
Produkte zeitlich befristet weiterhin im Vereinig-
ten Königreich anbieten, wenn sie sich bis Ende 
Dezember entsprechend im Land registriert ha-
ben – dies hat das Vereinigte Königreich im soge-
nannten «Temporary Permissions Regime» fest-
gelegt.  

Eine Umfrage bei den grösseren Finanzun-
ternehmen Liechtensteins zeigt aber, dass der 
Brexit sie nur im geringeren Masse trifft oder 
die Banken durch entsprechende Vorkehrungen 
die Auswirkungen abfedern konnten. Am kür-
zesten wollte sich die Liechtensteinische Lan-
desbank zum Sachverhalt äussern: «Der Brexit 
hat keine wesentlichen (weder positive noch ne-
gative) Folgen für die LLB-Gruppe.» Die Ein-
schätzungen von drei anderen grösseren Fi-
nanzunternehmen in Liechtenstein finden sich 
in der nebenstehenden Box.

Es war vollbracht: Der britische Premierminister Boris Johnson unterzeichnete am 24. Dezember das Partnerschaftsabkommen mit der Europäischen Union. Damit sind aber noch lange nicht alle Fragen rund um den Brexit und seinen Folgen beantwortet. Bild: Keystone-SDA 

Die Folgen des Brexits – mehr als nur Schinkenbrote  
Mit dem Ablaufen der Übergangsfrist am 1. Januar 2021 schied das Vereinigte Königreich definitiv aus dem Europäischen Wirtschaftsraum aus. 

Was bedeutet dies für Liechtenstein? Wie wird sich das Verhältnis zum Vereinigten Königreich künftig gestalten? Und worauf müssen sich Unternehmen gefasst machen?

Eindrücke aus dem Finanzplatz Liechtenstein 

VP Bank: Für die Bank mit Sitz in Vaduz bildet 
Grossbritannien keinen Kernmarkt. Aus diesem 
Grund erwartet das Unternehmen keine grossen 
Auswirkungen durch den Austritt Grossbritan-
niens aus dem Europäischen Wirtschaftsraum. 
Damit ist die VP Bank auch nicht von den stren-
geren Einwanderungsbestimmungen Grossbri-
tanniens betroffen. Ferner weist das Unterneh-
men darauf hin, dass sich das britische Finanz-
marktgesetz relativ liberal gestalte, was die 
grenzüberschreitende Erbringung von Finanz-
dienstleistungen ohne lokale Lizenz anbelange. 
So beinhalte das Finanzmarkgesetz eine speziel-
le Klausel, die «Overseas Persons Exclusion». 
Diese erlaube Unternehmen mit Sitz gänzlich 
ausserhalb Grossbritanniens gewisse Dienstleis-
tungen an britische Kunden ohne lokale Lizenz 
erbringen zu dürfen – unter der Voraussetzung, 
dass die lokalen Regeln über die Anwerbung von 
Kunden beachtet würden. 
 
LGT Group: Die LGT hat sich auf die Entwicklung, 
«so gut es die internationalen Rahmenbedingun-
gen zuliessen», vorbereitet. Dank dem «Tempo-
rary Permissions Regime» sei eine Übergangs-
phase geschaffen worden, in der das Geschäft 
auf dem britischen Markt weiterhin erbracht wer-
den könne. Das Geschäft der Bank sei durch den 
Brexit nur in relativ geringem Masse betroffen. 
Die Kunden in Grossbritannien können weiterhin 

ohne Einschränkungen betreut werden. Gleich-
falls wurden die Geschäftsbeziehungen zu den 
Partnern der LGT Group durch den Brexit nicht 
weiter gestört. Das Ende des Freizügigkeitsab-
kommens zwischen Liechtenstein und Grossbri-
tannien habe für die Bank kurzfristig keine Aus-
wirkungen. Man rechne allerdings mit einem hö-
heren administrativen Aufwand, falls die Bank 
Mitarbeitende nach Grossbritannien entsenden 
will. Aber die Bank betreue ihre Kunden in Gross-
britannien bereits seit Jahren mit Personal vor 
Ort. 
 
Bank Frick: «Es ist sehr ruhig in London und eine 
gewisse Unsicherheit ist zu spüren. Ob dies auf 
den Wegzug von Unternehmen infolge des Brexit 
zurückzuführen ist oder die Stille aufgrund der 
harten Coronamassnahmen herrscht, ist schwer 
abzuschätzen», so eine Einschätzung der Bank 
Frick von ihrem Büro in London aus. Das Unter-
nehmen operiere momentan unter dem «Tempo-
rary Permissions Regime» und könne somit seine 
Dienstleistungen weiterhin anbieten. Allerdings  
gelte dieses nur temporär. Damit bleibe die Frage 
offen, welches Prozedere die Britische Finanz-
marktaufsicht den Finanzdienstleistern künftig 
auferlegen wolle, um problemlos in Grossbritan-
nien ihrer Tätigkeit nachzugehen. Eine abschlies-
sende Bewertung sei darum zum jetzigen Zeit-
punkt noch nicht möglich. (equ) 

«Nicht durch ‹EU-Dogmen› gebunden» 
Georges Baur war mehrere Jahre in den diploma-
tischen Diensten Liechtensteins tätig. Er war 
stellvertretender Missionschef bei der EU und 
Botschafter beim Königreich Belgien. Seit 2018 
ist er Forschungsbeauftragter im Bereich Recht 
am Liechtenstein-Institut. Baur gibt seine Ein-
schätzung zur aktuellen Brexit-Situation ab. 

Was erwarten Sie, in welchen Bereichen wird 
sich der Austausch und die Kooperation 
zwischen UK und Liechtenstein erschweren? 
Georges Baur: Grundsätzlich kann davon ausge-
gangen werden, dass der Warenhandel zwi-
schen Liechtenstein und dem Vereinigten Kö-
nigreich mehr oder weniger in derselben Art 
und Weise wie bisher weitergeführt werden 
kann. Was bisher auf der Grundlage des EWR-
Abkommens geregelt war, ist zum 1. Januar 
2021 in ein trilaterales Verhältnis überführt 
worden, da Liechtenstein in die entspre -
chenden Abkommen zwischen dem Vereinigten 
Königreich und der Schweiz mit einbezogen 
wurde. Schaut man sich die Beziehung aber ge-
samthaft an, das heisst unter Einbezug der an-
deren Freiheiten, die das EWR-Abkommen ge-
währt, reicht dies bei Weitem nicht mehr an die 
vielfältige Beziehung heran, wie sie im EWR ge-
golten hatte. Einen freien Personenverkehr gibt 
es (derzeit) nicht mehr, ebenso wenig die 
Dienstleistungsfreiheit. 

Und wie wird sich das konkret auf  
Liechtenstein auswirken?  
Im Verhältnis zu Liechtenstein wird sich dies ganz 
besonders bei den Finanzdienstleistungen 
zeigen: Britische Banken, Versicherungen usw. 
verlieren ihren gleichberechtigten Zugang zum 
EWR. Liechtensteinische Finanzdienstleister 
können sich ihrer Dienstleistungen nicht mehr 
unter denselben Regeln und mit denselben Frei-
heiten bedienen. Die Briten verlieren, ausser sol-
chen, die ihn schon hatten, zunächst auch den 
freien Zugang zum liechtensteinischen Arbeits-
markt. Und der britische Datenschutz, wichtig für 
so unterschiedliche Bereiche wie Finanzdienst-
leistungen oder die Polizeikooperation, wird erst 
wieder als gleichwertig angesehen werden kön-
nen, wenn die EU eine entsprechende Anerken-
nung erteilt. Dies führt zum Beispiel zu Ein-
schränkungen beim Austausch von Daten zur 
Verbrechensbekämpfung. 

Wie sehen Sie die Chancen, dass Liechten-
stein mit seinen EFTA-Partnern ein Abkom-
men erreicht, das qualitativ gleichwertig mit 
dem der EU sein wird? 
Ich denke, dass nichts dagegen spricht, ein quali-
tativ ähnliches Abkommen wie zwischen der EU 
und dem Vereinigten Königreich zu verhandeln. 
In bestimmten Bereichen, ich denke an staatliche 
Beihilfen oder auch den Personenverkehr, sind 
zwischen Island, Liechtenstein und Norwegen 
sowie dem Vereinigten Königreich theoretisch 
auch weitergehende Vereinbarungen möglich, da 
die EFTA-Staaten nicht durch «EU-Dogmen», 
um es salopp auszudrücken, gebunden sind. Um-
gekehrt dürfte gerade im Verhältnis zwischen Is-
land und Norwegen einerseits und dem Vereinig-
ten Königreich andererseits die Fischerei zu 
reden geben. Trotzdem bin ich überzeugt, dass 
ein Abschluss verhältnismässig rasch erreicht 
werden kann. Dies auch, weil sich die Vorausset-
zungen dafür aufgrund des Abkommens 
zwischen dem Vereinigten Königreich und der 
EU entspannt haben und eine brauchbare Grund-
lage für Verhandlungen besteht. 

Ist mit einem Freihandelsabkommen jemals 
ein solches Integrationsniveau zu erreichen, 
wie es zuvor unter dem EWR bestand? 
Nein, das kann es nicht. Der Grund dafür liegt im 
Wesentlichen darin, dass sich die Parteien bei ei-
nem Freihandelsabkommen (FHA) gegenseitig 
Zugang zu ihren Märkten gewähren. Der Schwer-
punkt liegt zumeist auf dem Warenverkehr; die 

Personen- und Dienstleistungsfreiheit wird oft 
nur rudimentär geregelt. Die Bedingungen für 
den Marktzutritt (Produktebeschaffenheit, Her-
kunft von Produktebestandteilen, Höhe von Zöl-
len und Kontingenten) werden jeweils in einem 
solchen FHA festgelegt. Das Mindestniveau wird 
von der Welthandelsorganisation (WTO) vorge-
geben. Dabei gilt grundsätzlich das Recht im je-
weiligen Markt. Institutionell gibt es normaler-
weise keine übergreifenden Strukturen. Streit 
wird normalerweise auf diplomatischem Weg, 
allenfalls unter Einbezug eines Schiedsgerichts, 
beigelegt. Das Verhältnis besteht in einem sol-
chen Fall nur zwischen den beiden Parteien. Das 
heisst, dass sich zum Beispiel Konsumenten oder 
Unternehmen nur bei den eigenen Gerichten be-
schweren können. 
 
Ein Ausblick: Wie lange wird uns das Thema 
Brexit noch beschäftigen?   
Mit dem Abschluss des Handelsabkommens zwi-
schen der EU und dem Vereinigten Königreich 
ist die viereinhalbjährige Brexit-Saga wohl nicht 
zu Ende. Es ist damit zu rechnen, dass das Verei-
nigte Königreich versuchen wird, in weiteren Be-
reichen Abkommen zu schliessen. Dabei ist vor 
allem an die allgemeinen Dienstleistungen und 
insbesondere die Finanzdienstleistungen zu 
denken. Diese Bereiche sind für das Vereinigte 
Königreich volkswirtschaftlich ausserordentlich 
wichtig. Mittelfristig erscheint mir auch ein 
(Wieder-) Beitritt zur EFTA nicht ausgeschlos-
sen. Damit könnten schon viele Probleme aus 
dem Weg geräumt werden. Schliesslich steht ein 
weiteres schottisches Unabhängigkeitsreferen-
dum im Raum.  

Wie wahrscheinlich ist ein unabhängiges 
Schottland? 
Kann die Scottish National Party, die bereits heu-
te über die Mehrheit im schottischen Parlament 
verfügt, im Frühjahr weitere Gewinne erzielen, 
so hat die Unabhängigkeitsbewegung echte 
Chancen. Zusammen mit der bereits erfolgten 
teilweisen Entkopplung Nordirlands vom Verei-
nigten Königreich aufgrund des Brexit, ist auch 
dessen Auflösung ein Stück weit wahrscheinli-
cher geworden. (equ)

Für Georges Baur ist (Wieder-) Eintritt Grossbritan-
niens zur EFTA nicht ausgeschlossen. Bild: Archiv

«Der bisherige 
Verhandlungs-
verlauf stimmt 
mich eher 
optimistisch.»

Katrin Eggenberger 
Liechtensteinische Aussenministerin 
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